
Montag, 11. Januar 2010

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde,

mit beiliegendem Text möchte ich Sie/Euch über die Schwerpunkte der Arbeit der CSU-Landtags-
fraktion im vergangenen Monat Dezember informieren. An einigen der angeführten Punkte – insbe-
sondere an den angestrebten Erleichterungen für die häusliche Pflege sowie an der Unterstützung für 
die Organspende – war ich direkt beteiligt. Ich halte dies für zwei gesellschaftspolitisch bedeutsame 
Themen, die auch künftig immer wichtiger werden.

Mein Antrag zum Schutz vor Fluglärm und zur Förderung leiser Flugzeuge, über den ich in meinem 
letzten Newsletter berichtet hatte, hat zwischenzeitlich die nächste parlamentarische Hürde genom-
men: Die CSU-Fraktion hat ihm zugestimmt. Er liegt nun beim Koalitionspartner FDP. Sobald die 
FDP grünes Licht gegeben hat, wird er in den Landtag eingebracht.

Die CSU –Landtagsfraktion steht nun vor ihrer traditionellen Klausurtagung in Wildbad Kreuth, die 
bis Donnerstag, 14. Januar, dauern wird. Hier werden wir über die eigentlichen und wichtigen Zu-
kunftsthemen sprechen. Denn Klimawandel, gesellschaftlicher Wandel (Migration, Wegbrechen tra-
dierter Familienstrukturen), Wertewandel (die Kirchen erreichen immer weniger Menschen), demo-
graphischer Wandel (weniger Junge, mehr Ältere), wirtschaftlicher Wandel (Fortschreiten der Globa-
lisierung) und der Wandel in den Kommunikationsmöglichkeiten (ständige Erreichbarkeit, Überwin-
dung großer Räume) beginnen unsere Gesellschaft schon jetzt zu verändern. Hierauf müssen wir 
Antworten finden –hierzu sprechen wir beispielsweise mit Erzbischof Dr. Reinhard Marx und Zu-
kunftsforscher Dr. Horst Opaschowski - und die Weichen schon jetzt so stellen, dass unser Bayern 
liebens- und lebenswert bleibt. Dies ist das zentrale Thema der Kreuther Klausur. Die CSU-Landtags-
fraktion wird so wieder zur Denkfabrik, zum Thinktank, zum ideellen Taktgeber unseres Landes. 
Dass die Medien keinerlei Interesse haben, hierüber zu berichten, ist klar. Ihnen geht es darum, wei-
ter Unfrieden zu stiften und den nächsten Stein aus der Bastion CSU herauszubrechen, in diesem Fall 
den Fraktionsvorsitzenden. Darauf dürfen und werden wir uns aber nicht einlassen. Denn das Zu-
sammenstehen und der innere Zusammenhalt haben die CSU traditionell stark gemacht. Bei den 
Vorgängen um die Hypo Group Alpe Adria (HGAA) muss man bei den beteiligten Managern – wie 
immer deutlicher wird - ein hohes Maß an krimineller Energie unterstellen. Hier wird ein unappetit-
licher Sumpf sichtbar, den ich mir so selbst beim besten bzw. schlechtesten Willen nicht hätte aus-



malen können. Hierfür nicht die eigentlich verantwortlichen Banker und Manager, sondern die CSU 
haftbar machen zu wollen, ist ein durchschaubares taktisches Manöver. Es muss nun darum gehen, 
die finanziellen Folgen dieses Desasters für unser Land zu begrenzen – dies ist Georg Fahrenschon 
durch  seine  harten  Verhandlungen  in  Österreich  gelungen.  Es  muss  auch  darum  gehen,  die 
Landesbank in ruhigeres Fahrwasser zu führen – ohne die HGAA hat sie in den letzten Monaten ja 
auch wieder schwarze Zahlen geschrieben. Und vor allem muss es darum gehen, alle für die Kata-
strophe Verantwortlichen – auch finanziell – zur Rechenschaft zu ziehen. Dies ist Sache der Gerich-
te. 
Von der CSU erwarten Sie/erwartet Ihr alle zu Recht, dass sie klar und schnörkellos  zugunsten der 
Bürgerinnen und Bürger arbeitet und die Weichen für eine erfolgreiche und gute Zukunft stellt. Ge-
nau das wollen wir in Kreuth tun. Streit – sowohl intern als auch extern, sei es mit der FDP oder mit 
der CDU, etwa über einen eigenen Vizekanzlerposten für die CSU – ist hier kontraproduktiv. Wir 
dürfen alle gespannt sein, was die vielen in Kreuth vertretenen Journalisten daraus machen werden.

Insgesamt wünsche ich Ihnen/Euch allen nun eine gedeihliche Lektüre und von Herzen zudem ein 
gutes, glückliches, gesegnetes und vor allem gesundes neues Jahr 2010!

Mit herzlichen Grüßen

Ihr/Euer Bernhard Seidenath



Monat Dezember 2009

Bayern zum Vorreiter für Klimaschutz in Europa machen

Im Zusammenhang mit der Klimakon-
ferenz  in  Kopenhagen  hat  sich  die 
CSU-Fraktion in einem Dringlichkeits-
antrag dazu  bekannt,  Bayern  zum 
Vorreiter für Klimaschutz in Europa 
zu machen.

Schon  heute  steht  Bayern  mit  einem 
Ausstoß von jährlich 6,5 Tonnen CO2 

pro  Kopf  im internationalen  Vergleich 
gut da. Gleichwohl ist die globale Kli-
maänderung im 21. Jahrhundert  auch 
für  Bayern  weiterhin  eine  gewaltige 
ökologische Herausforderung. Wir wer-
den mit unserer  nachhaltigen Klima-
schutzpolitik in Bayern weiterhin kon-
sequent auf eine Doppelstrategie set-
zen: zum einen die konsequente Ver-
minderung  von  Treibhausgasemis-
sionen insbesondere durch eine intelli-
gente  Energiepolitik,  zum  andern  die 
Entwicklung  und  Umsetzung von  An-

passungsstrategien  an  die  unver-
meidbaren Auswirkungen der Klima-
veränderung. 

Vor diesem Hintergrund haben wir uns 
auch dafür ausgesprochen, das erfolg-
reiche  Klimaprogramm  Bayern  2020 
fortzuschreiben.  Insbesondere  sollen 
die Emissionen von Treibhausgasen 
in Bayern bis 2020 deutlich unter 6 
Tonnen CO2  pro Kopf und Jahr, bis 
2030 auf weniger als 5 Tonnen redu-
ziert  werden.  Außerdem  wollen  wir 
Bundesprogramme  zur  Energieopti-
mierung  öffentlicher  Gebäude  durch 
gezielte regionale Maßnahmen ergän-
zen, die energetische Gebäudesanie-
rung durch  den  flächendeckenden 
Ausbau  der  Energieberatung  in  den 
Regionen  stärken und  Bayern  zum 
Elektromobilitätsland Nr. 1 machen. 

Zweite Säule der Forschungsförderung ausbauen

Im Jahr 2000 beschlossen die Staats- 
und  Regierungschefs  beim  Europäi-
schen  Rat  in  Lissabon,  die  EU  bis 
2010  zum  wettbewerbsfähigsten  und 
dynamischsten  Wirtschaftsraum  der 

Welt zu machen. Ein zentrales Ziel im 
Rahmen dieser  „Lissabon-Strategie“ 
ist es, dass in den Mitgliedsstaaten 3 
% des Bruttoinlandsprodukts in For-
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schung  und  Entwicklung investiert 
werden. 

Der  Freistaat  Bayern hat  diese  Ziel-
größe bereits  erreicht. Die Bundesre-
publik  Deutschland verzeichnet aller-
dings  derzeit  nur  2,5  %. Dies  liegt 
auch daran, dass es in Deutschland – 
neben der bewährten Projektförderung 
und  dem  Betriebsausgabenabzug  – 
keine zusätzlichen Impulse für betrieb-
liche Aufwendungen in Forschung und 
Entwicklung gibt.

Die CSU-Fraktion hat sich deshalb in 
einem  Dringlichkeitsantrag  für  zu-
sätzliche  steuerliche  Anreize  (etwa 
in  Form  von  Steuergutschriften) für 
Forschungs-  und Entwicklungsaus-
gaben  der  Unternehmen eingesetzt. 
Damit  wollen  wir  insbesondere  auch 
die kleinen und mittleren Unternehmen 
erreichen und für eine möglichst starke 
Erhöhung der Aufwendungen für  For-
schung  und  Entwicklung  im  Bereich 
der Privatwirtschaft sorgen. 

Häusliche Pflege erleichtern

In  den  nächsten  Jahrzehnten wird 
eine wachsende Zahl von Menschen 
auf  Pflege  angewiesen sein.  Deren 
Wunsch wird es sein, möglichst lange 
in ihrer gewohnten Umgebung zuhau-
se  leben  zu  können.  Deshalb  brau-
chen wir  einen Ausbau der ambulan-
ten Pflegedienstleistungen ebenso wie 
geeignete  Rahmenbedingungen da-
für, dass Senioren  und ihre pflegen-
den  Angehörigen  Unterstützung  bei 
einfachen  Verrichtungen  erhalten 
können,  um  das  Alltagsleben  zu 
Hause  zu  bewältigen.  Die  in  vielen 
Fällen  hierfür  angestellten  ausländi-
schen Hilfskräfte  sind zwar befugt, 
hauswirtschaftliche Tätigkeiten aus-
zuüben. Ob sie daneben auch Unter-

stützung in Form notwendiger pfle-
gerischer Alltagshilfen (einfache Hil-
festellungen  bei  der  Körperpflege, 
der  Ernährung  oder  der  Mobilität) 
leisten dürfen, ist nach der geltenden 
Rechtslage nicht klar. 

Unser Ziel ist es, Rechtssicherheit für 
die betroffenen Familien wie auch die 
ausländischen Hilfskräfte  zu schaffen. 
Deshalb haben wir die Staatsregierung 
in einem  Dringlichkeitsantrag  aufge-
fordert, auf Bundesebene darauf hinzu-
wirken,  dass ausländische Hilfskräf-
te ebenso wie pflegende Angehörige 
oder deutsche Hilfskräfte auch not-
wendige  pflegerische  Alltagshilfen 
erbringen dürfen.

Neue Oberstufe am Gymnasium begleiten

Seit Beginn dieses Schuljahrs befinden 
sich erstmals Schülerinnen und Schü-
ler des 8-jährigen Gymnasiums in der 

neuen  Oberstufe.  Deshalb  hat  die 
CSU-Fraktion von der Staatsregierung 
in  einem  Dringlichkeitsantrag einen 
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Bericht  über  die  bisherigen  Erfah-
rungen mit der neuen Oberstufe ver-
langt.  Dabei  soll  die  Staatsregierung 
auch darauf eingehen, zu welchem Er-
gebnis  sie  bei  ihrer  Umfrage  zu  den 
unterschiedlichen Stundenbelastungen 
der Schülerinnen und Schüler gekom-
men ist. Die bereits ergriffenen und ge-
planten Maßnahmen zur  Reduzierung 
der  individuellen  zeitlichen  Belastung 
sollen  dem  Landtag  ebenfalls  vorge-
stellt werden. 

In dem Dringlichkeitsantrag haben wir 
ausdrücklich betont, dass uns die Ver-
meidung  von  Überlastung  und  die 
Sicherung  der  Chancengleichheit 
für die Schülerinnen und Schüler im 
8-jährigen Gymnasium im Vergleich 
zum G9 ein wichtiges Anliegen ist. 

Gesamtkonzept für den Bahnknoten München erarbeiten

Die  Flughafenanbindung  und  Ver-
besserungen des S-Bahn-Netzes in 
München sind Gegenstand eines wei-
teren  Dringlichkeitsantrags.  Darin 
haben wir ein Gesamtkonzept für den 
Bahnknoten München gefordert. 

Es ist uns ein Anliegen, dass vor einer 
endgültigen  Entscheidung  alle  Infra-
strukturmaßnahmen  im  Bahnknoten 
München, die in den nächsten Jahren 
erforderlich  sind  (schnelle  Flugha-

fenanbindung  aus  der  Münchner  In-
nenstadt  und  der  Region,  Erdinger 
Ringschluss, Verbesserung der Güter-
verkehrsabwicklung) noch einmal  ver-
tieft  betrachtet  werden.  Dies  soll  im 
Hinblick auf die bis Frühjahr 2010 lau-
fende  Untersuchung  durch  den  Bund 
und die Olympiabewerbung Münchens 
für 2018, für die wesentliche Infrastruk-
turausbaumaßnahmen notwendig sind, 
so zügig wie möglich erfolgen. 

Weitere Maßnahmen und Initiativen

Alltagskompetenzen in Schulen ver-
mitteln

Zwar  ist  die  Vermittlung von  Fähig-
keiten  der  Lebensgestaltung  und 
Alltagsbewältigung zentrale Aufgabe 
der Eltern. Nachdem wissenschaftliche 
Untersuchungen  bei  Jugendlichen  al-
lerdings erhebliche Defizite  in diesem 
Bereich ergeben haben, sehen wir es 

als  notwendig  an,  dass  auch in  den 
Schulen ergänzend  entsprechende 
Kompetenzen vermittelt werden. 

Deshalb haben wir die Staatsregierung 
in einem Antrag aufgefordert, ein Kon-
zept zu entwickeln, wie  insbesonde-
re im Rahmen der Ganztagsschulen 
Schülerinnen  und  Schülern  Alltags-
kompetenzen,  wie  z.  B.  gesundheits-
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bewusste  Nahrungszubereitung,  Ver-
braucherbildung, Sozial- und Personal-
kompetenzen  verstärkt  beigebracht 
werden können. 

Regelungen über die Elternzeit den 
Bedürfnissen der Eltern anpassen

Die  derzeitige  Ausgestaltung  der 
dreijährigen Elternzeit wird den Be-
dürfnissen  vieler  junger  Familien 
nicht mehr ausreichend gerecht. Ins-
besondere ist es für sie derzeit schwie-
rig,  nach  Vollendung  des  dritten  Le-
bensjahres  ihres  Kindes  Elternzeit  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Und  dies,  ob-
wohl sie angesichts des dynamischen 
Ausbaus der Kinderbetreuung für Kin-
der  unter  drei  Jahren in  der  Zeit  da-
nach,  vor  allem  während  des  ersten 
Grundschuljahrs,  vor  größere  Proble-
me  gestellt  sind,  die  Betreuung  des 
Kindes zu organisieren.

Vor diesem Hintergrund haben wir die 
Staatsregierung  in  einem  Antrag  auf-
gefordert, sich für eine  Änderung der 
entsprechenden  Rechtslage einzu-
setzen.  Unser Ziel  ist es, dass sich 
Eltern bis zur Vollendung des 8. Le-
bensjahres  ihres  Kindes  frei  ent-
scheiden  können,  wann sie  Eltern-
zeit nehmen.  Dabei sollen sie künftig 
im Einvernehmen mit ihrem Arbeit-
geber frei  entscheiden  können,  wel-
chen Anteil  der  Elternzeit  sie  auf  die 
Zeit  nach dem 3. Geburtstag übertra-
gen und in wie vielen Intervallen sie ihn 
nehmen wollen. Wichtig ist  uns auch, 
dass  ein  Übertrag  nicht  verfallen 
soll,  wenn sich die Eltern nicht bis 
zum 3.  Geburtstag mit  dem Arbeit-
geber ins Benehmen gesetzt haben. 
Bis  es  zu  einer  Gesetzesänderung 

kommt, wollen wir, dass Eltern vor dem 
2.  Geburtstag  ihres  Kindes  über  die 
Ablauffrist  der  Elternzeit  nach  Vollen-
dung  des  3.  Lebensjahres  informiert 
werden.

Absenkung des deutschen Verbrau-
cherschutzniveaus verhindern

Ein  Richtlinienvorschlag  der  EU 
sieht vor, wesentliche Teile des Ver-
braucherschutz-  und  -Vertrags-
rechts vollständig zu harmonisieren. 
Dies  hätte  zur  Folge,  dass  die  Mit-
gliedsstaaten in diesen Bereichen kei-
nen  nationalen  Regelungen  beibehal-
ten  oder  neu  einführen  dürften,  die 
über das in der Richtlinie vorgegebene 
Verbraucherschutzniveau  hinaus  ge-
hen. Dies  würde zu einer nicht hin-
nehmbaren  Verschlechterung  des 
deutschen  Verbraucherschutzstan-
dards führen. 

In  einem  Antrag  hat  sich  die  CSU-
Fraktion deshalb nachdrücklich gegen 
diesen Richtlinienvorschlag und für die 
Bewahrung  des  im  EU-Vergleich  ho-
hen Schutzniveaus deutscher Verbrau-
cherrechte ausgesprochen.

Über  Borreliose-Erkrankungen  in 
Bayern berichten

Die  Lyme-Borreliose ist in der nördli-
chen Hemisphäre die  häufigste durch 
Zecken auf den Menschen übertrage-
ne Infektionserkrankung. In den letzten 
Jahren  wurde  eine  Zunahme  dieser 
Erkrankungen festgestellt. Damit ver-
bunden  ist  eine  erhebliche  Verunsi-
cherung in der Bevölkerung. Vor die-
sem  Hintergrund  haben  wir  von  der 
Staatsregierung in einem Antrag einen 
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Bericht  über  die  Entwicklung  der 
Borreliose-Erkrankungen  in  den 
letzten fünf Jahren verlangt. 

Dabei wollen wir insbesondere wissen, 
ob es nach den Erfahrungen niederge-
lassener Ärzte und Klinikärzte Schwie-
rigkeiten bei der Diagnose und Be-
handlung der Borreliose gibt. Außer-
dem kommt es uns darauf an, welche 
Initiativen unternommen wurden,  um 
die  Mediziner  entsprechend  fortzu-
bilden und die Öffentlichkeit auf die 
Gefahren eines Zeckenbisses hinzu-
weisen. Schließlich soll auch die  Fra-
ge beantwortet  werden,  ob  die  Ein-
führung  einer  Meldepflicht  sinnvoll 
ist. 

Organspenden unterstützen

Im Zusammenhang mit der parlamen-
tarischen Beratung der Änderung des 
Gesetzes  zur  Ausführung  des  Trans-
plantations-  und  des  Transfusionsge-
setzes hat die CSU-Fraktion in einem 
Antrag  betont,  dass  das  Thema  Or-
ganspende  in  den  Krankenhäusern 
stärkere  Aufmerksamkeit  erhalten 
muss. Da die Pflegekräfte für Angehö-
rige wichtige Ansprechpartner bei Fra-
gestellungen zur Organentnahme sind, 
halten wir es für erforderlich, sämtliche 
Fortbildungsmaßnahmen  von  Pfle-
gekräften zu stärken.  Außerdem soll 
die  Staatsregierung auf  Bundesebene 
dafür sorgen, dass die Aufwandspau-
schalen für  Krankenhäuser  bei  Or-
ganentnahmen erhöht werden. 

Top-Level-Domain „.bayern“ einfüh-
ren

Im Laufe des Jahres 2010 werden im 
Internet  neue  Top-Level-Domains 
(TLD)  zugelassen.  Nachdem  in  der 
Vergangenheit  die  bekannten  Adres-
sen wie  z.  B.  .de,  .com.,  net.,  einge-
führt wurden, ist jetzt geplant, auch Na-
men  von  Städten  und  Regionen  als 
Adressendungen zuzulassen. 

Vor diesem Hintergrund haben wir die 
Staatsregierung  in  einem Antrag  auf-
gefordert, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass die Internetadres-
sierung  „.bayern“  eingeführt  wird. 
Hiervon versprechen wir  uns für  Bay-
ern und die bayerische Wirtschaft eine 
große  Chance,  auch  im  Internet  die 
wirtschaftlichen und kulturellen Stärken 
und  Besonderheiten  noch  stärker  als 
bisher präsentieren zu können. 

Über Tele- und Wohnarbeitsplätze in 
der Staatsverwaltung berichten 

Die Staatsregierung soll über die aktu-
elle Zahl  der Tele- und Wohnraumar-
beitsplätze in der bayerischen Staats-
verwaltung  berichten  sowie  eine  Ein-
schätzung zur Größenordnung der da-
für insgesamt geeigneten Arbeitsplätze 
abgeben.

Arbeit  der  Seminarlehrer in Bayern 
evaluieren

Schließlich haben wir uns in einem An-
trag  dafür  ausgesprochen,  die  Arbeit 
der Seminarlehrer an allen Schularten 
in Bayern zu evaluieren. Dabei sollen 
besonders  einheitliche  Standards  bei 
den Beurteilungen der Referendare so-
wie bei der pädagogischen und didakti-
schen Ausbildung beachtet werden. 
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